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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die gemeinsame 
Marktorganisation für Eier 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 42 und 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

Die grundlegenden Bestimmungen über die Markt- 
organisation für Eier sind seit ihrem Erlaß mehrmals 
geändert worden. Diese verschiedenen Fassungen 
sind wegen ihrer Zahl, ihrer Kompliziertheit und 
ihrer Streuung über zahlreiche Amtsblätter schwer 
zu handhaben, und es mangelt ihnen in folgedessen 
an der für eine gesetzliche Regelung erforderlichen 
Klarheit. Daher empfiehlt sich ihre Kodifizierung. 

Mit dem Funktionieren und der Entwicklung des 
gemeinsamen Marktes für landwirtschaftliche Er- 
zeugnisse muß die Gestaltung einer gemeinsamen 
Agrarpolitik Hand in Hand gehen; sie muß insbe- 
sondere eine gemeinsame Organisation der Agrar- 
märkte umfassen, die je nach Erzeugnis verschie- 
dene Formen annehmen kann. 

Zweck der gemeinsamen Agrarpolitik ist es, die 
Ziele des Artikels 39 des Vertrages zu erreichen; 
um die Märkte zu stabilisieren und der landwirt- 
schaftlichen Bevölkerung eine angemessene Lebens- 
haltung zu gewährleisten, ist es insbesondere auf 
dem Eiersektor erforderlich, daß Maßnahmen getrof- 
fen werden können, die die Anpassung des Ange- 
bots an die Markterfordernisse erleichtern sollen. 

Die Verwirklichung eines gemeinsamen Marktes 
für Eier in der Gemeinschaft erfordert die Einfüh- 
rung einer einheitlichen Handelsregelung an ihren 
Außengrenzen, die ein System von Abschöpfungen 
und von Erstattungen bei der Ausfuhr umfaßt. 

Zur Erreichung dieses Zieles genügt es grundsätz- 
lich, daß auf die Einfuhren aus dritten Ländern Ab- 
schöpfungen erhoben werden, die der Auswirkung 
des Unterschieds zwischen den Futtergetreideprei- 


sen in der Gemeinschaft und auf dem Weltmarkt auf 
die Futterkosten sowie der Notwendigkeit eines 
Schutzes der Veredelungswirtschaft der Gemein- 
schaft Rechnung tragen. 

Es muß jedoch vermieden werden, daß der Markt 
der Gemeinschaft durch Weltmarktangebote zu 
anomal niedrigen Preisen gestört wird; es empfiehlt 
sich daher, Einschleusungspreise festzusetzen und 
die Abschöpfungen um einen Zusatzbetrag zu er- 
höhen, wenn die Angebotspreise frei Grenze unter 
diesen Preisen liegen. 

Die Möglichkeit, bei der Ausfuhr nach dritten Län- 
dern eine Erstattung in Höhe des Unterschieds zwi- 
schen den Preisen in der Gemeinschaft und auf dem 
Weltmarkt zu gewähren, bewirkt, daß die Beteili- 
gung der Gemeinschaft am internationalen Eierhan- 
del sichergestellt wird. Um den Exporteuren der Ge- 
meinschaft die Stabilität der Erstattung zu gewähr- 
leisten, ist die Möglichkeit für eine Vorausfestset- 
zung der Erstattungen auf dem Sektor Eier vorzu- 
sehen. 

Ergänzend zu dem obigen Erstattungssystem ist 
vorzusehen, daß, soweit die Marktlage es erfordert, 
die Inanspruchnahme des aktiven Veredelungsver- 
kehrs untersagt werden kann. 

Dank der Abschöpfungsregelung kann auf alle 
sonstigen Schutzmaßnahmen an den Außengrenzen 
der Gemeinschaft verzichtet werden; der Mechanis- 
mus der Abschöpfungen kann sich jedoch in Aus- 
nahmefällen als unzureichend erweisen; damit der 
Gemeinschaftsmarkt in solchen Fällen nicht ohne 
Schutz gegen daraus möglicherweise entstehende 
Störungen bleibt, nachdem die früheren Einfuhr- 
hemmnisse beseitigt worden sind, muß es der Ge- 
meinschaft ermöglicht werden, rasch alle erforder- 
lichen Maßnahmen zu treffen. 

Beschränkungen des freien Warenverkehrs infolge 
von Maßnahmen zur Bekämpfung der Ausbreitung 
von Tierkrankheiten können auf dem Markte eines 
oder mehrerer Mitgliedstaaten Schwierigkeiten her- 
vorrufen. Zur Abhilfe hiergegen ist die Möglichkeit 
vorzusehen, marktstützende Sondermaßnahmen an- 
zuwenden. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 9. Dezember 1974 - 1/4 - 680 70 - E - Ei 24/74. 

Die Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 12. November 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu den genannten Kommissionsvorschlägen ist vorgesehen, 
die Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Die Verwirklichung eines Gemeinsamen Marktes 
würde durch die Gewährung gewisser Beihilfen in 
Frage gestellt werden; daher empfiehlt es sich, daß 
die Bestimmungen des Vertrages, nach denen die 
von den Mitgliedstaaten gewährten Beihilfen be- 
urteilt und die mit dem Gemeinsamen Markt nicht 
zu vereinbarenden Beihilfen verboten werden kön- 
nen, auf den Sektor Eier angewandt werden. 

Um die Durchführung der in Aussicht genommenen 
Bestimmungen zu erleichtern, ist ein Verfahren vor- 
zusehen, durch das im Rahmen eines Verwaltungs- 
ausschusses eine enge Zusammenarbeit zwischen den 
Mitgliedstaaten und der Kommission herbeigeführt 
wird. 

Die gemeinsame Marktorganisation für Eier muß 
zugleich den in den Artikeln 39 und 110 des Ver- 
trages vorgesehenen Zielen in geeigneter Weise 
Rechnung tragen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

1. Die gemeinsame Marktorganisation für Eier fin- 
det auf nachstehende Erzeugnisse Anwendung: 


Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 

Bezeichnung der Erzeugnisse 

a) 

04.05 A I 

Eier von Hausgeflügel (Hüh- 
ner, Enten, Gänse, Truthüh- 
ner, Perlhühner), in der Scha- 
le, frisch oder haltbar ge- 
macht 

b) 

04.05 B I 

Eier ohne Schale und Eigelb, 
genießbar, frisch, getrocknet 
oder auf andere Weise halt- 
bar gemacht, auch gezuckert 

2. Im Sinne dieser Verordnung sind: 

a) „Eier in der Schale": Eier von Hausgeflügel, 
in der Schale, frisch oder haltbar gemacht; 


andere als Bruteier nach Buchstabe b; 

b) „Bruteier" : Bruteier von Hausgeflügel; 

c) „ganze Erzeugnisse": Eier von Hausgeflügel, 
ohne Schale, genießbar, 

— frisch oder haltbar gemacht, auch gezuk- 
kert, 

— getrocknet, auch gezuckert; 

d) „getrennte Erzeugnisse": Eigelb von Hausge- 
flügel, genießbar, 

— frisch oder haltbar gemacht, auch gezuk- 
kert, 

— getrocknet, auch gezuckert; 

e) „Vierteljahr" : ein Zeitraum von drei Monaten, 
beginnend am 1. Februar, 1. Mai, 1. August 
oder 1. November. 


Artikel 2 

1. Um ein eigenes Tätigwerden der beteiligten Be- 
rufsstände und Zweige zu fördern, die eine An- 
passung des Angebots an die Markterforder- 
nisse erleichtern können, mit Ausnahme von auf 
den Abzug vom Markt zielenden Maßnahmen, 
können für die in Artikel 1 Absatz 1 genannten 
Erzeugnisse folgende gemeinschaftliche Maßnah- 
men getroffen werden: 

— Maßnahmen zur Förderung einer besseren 
Organisation ihrer Erzeugung, Verarbeitung 
und Vermarktung, 

— Maßnahmen zur Verbesserung ihrer Qualität, 
— Maßnahmen, die die Aufstellung von kurz- 
oder langfristigen Vorausschätzungen auf 
Grund der Kenntnis der eingesetzten Produk- 
tionsmittel ermöglichen sollen, 

— Maßnahmen zur leichteren Feststellung der 
Marktpreisentwicklung. 

Die Grundregeln für diese Maßnahmen werden 
nach dem Verfahren des Artikels 43 Absatz 2 des 
Vertrages erlassen. 

2. Für eines oder mehrere der in Artikel 1 Absatz 1 
genannten Erzeugnisse werden Vermarktungs- 
normen erlassen. Diese Normen können insbe- 
sondere die Einteilung nach Güte- und Gewichts- 
klassen, die Verpackung, die Einlagerung, die 
Beförderung, die Aufmachung und die Kennzeich- 
nung betreffen. 

Die Normen, ihr Anwendungsbereich sowie die 
Grundregeln für ihre Anwendung werden vom 
Rat auf Vorschlag der Kommission mit qualifi- 
zierter Mehrheit festgelegt. 

Artikel 3 

Bei der Einfuhr der in Artikel 1 Absatz 1 genannten 
Erzeugnisse in die Gemeinschaft wird eine Abschöp- 
fung erhoben, die für jedes Vierteljahr im voraus- 
nach dem Verfahren des Artikels 17 festgesetzt wird. 

Artikel 4 

1. Die Abschöpfung auf Eier in der Schale setzt 
sich wie folgt zusammen: 

a) aus einem Teilbetrag in Höhe des Unter- 
schieds zwischen den Preisen in der Gemein- 
schaft und auf dem Weltmarkt für die Futter- 
getreidemenge, die in der Gemeinschaft zur 
Erzeugung von einem Kilogramm Eier in der 
Schale erforderlich ist. 

Die Futtergetreidepreise in der Gemeinschaft 
werden einmal jährlich für einen jeweils am 
1. August beginnenden Zeitraum von 12 Mo- 
naten nach Maßgabe der Schwellenpreise die- 
ser Getreidearten und ihrer monatlichen Zu- 
schläge ermittelt. 

Die Futtergetreidepreise auf dem Weltmarkt 
werden vierteljährlich auf der Grundlage der 
Preise dieser Getreidearten für den Zeitraum 
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von 6 Monaten ermittelt, der dem Vierteljahr 
vorausgeht, in dem der Teilbetrag errechnet 
wird. 

Bei der Festsetzung der ab 1. November, 1. 
Februar und 1. Mai geltenden Abschöpfung 
wird der Entwicklung der Futtergetreide- 
preise auf dem Weltmarkt jedoch nur Rech- 
nung getragen, wenn gleichzeitig der Ein- 
schleusungspreis neu festgesetzt wird. 

b) aus einem Teilbetrag in Höhe von 7 v. H. 
des Durchschnitts der während der vier Vier- 
teljahre vor dem 1. Mai eines jeden Jahres 
geltenden Einschleusungspreise. 

Dieser Teilbetrag wird einmal jährlich für 
einen jeweils am 1. August beginnenden 
Zeitraum von 12 Monaten festgesetzt. 

2. Die Abschöpfung auf Bruteier wird nach der glei- 
chen Methode errechnet wie die Abschöpfung auf 
Eier in der Schale. Die Futtergetreidemenge ist 
jedoch die für die Erzeugung von einem Brutei 
in der Gemeinschaft erforderliche Menge; der 
Einschleusungspreis ist der Einschleusungspreis 
für Bruteier. 

3. Der Rat, auf Vorschlag der Kommission und mit 
qualifizierter Mehrheit, 

— bestimmt die für die Erzeugung von einem 
Kilogramm Eier in der Schale erforderliche 
Futtergetreidemenge und die für die Erzeu- 
gung von einem Brutei erforderliche Futter- 
getreidemenge sowie den Prozentsatz der ein- 
zelnen in diesen Mengen enthaltenen Futter- 
getreidearten; 

— erläßt die Durchführungsvorschriften zu die- 
sem Artikel. 

Artikel 5 

1. Die Abschöpfung auf die in Artikel 1 Absatz 1 
Buchstabe b genannten Erzeugnisse wird von der 
Abschöpfung auf Eier in der Schale wie folgt ab- 
geleitet: 

— bei ganzen Erzeugnissen nach Maßgabe der 
zur Herstellung von einem Kilogramm dieser 
Erzeugnisse verwendeten Menge von Eiern 
in der Schale; 

— bei getrennten Erzeugnissen nach Maßgabe 
der zur Herstellung von einem Kilogramm 
dieser Erzeugnisse verwendeten Menge von 
Eiern in der Schale sowie des durchschnitt- 
lichen Verhältnisses zwischen den Handels- 
werten der Eibestandteile. 

2. Die Koeffizienten, die die Mengen und das Ver- 
hältnis ausdrücken, die in Absatz 1 genannt sind, 
werden nach dem Verfahren des Artikels 17 fest- 
gesetzt. Die für diese Festsetzung verwendeten 
Angaben werden mindestens einmal jährlich 
überprüft. 


Artikel 6 

Wird auf dem Markt der Gemeinschaft eine erheb- 
liche Preiserhöhung festgestellt und ist damit zu 
rechnen, daß diese Lage andauert und dadurch 
Marktstörungen auftreten oder aufzutreten drohen, 
so können die erforderlichen Maßnahmen ergriffen 
werden. 

Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit die Grundregeln für die An- 
wendung dieses Artikels. 

Artikel 7 

1. Nach dem Verfahren des Artikels 17 werden für 
jedes Vierteljahr im voraus Einschleusungsprei- 
se festgesetzt. 

2. Der Einschleusungspreis für Eier in der Schale 
setzt sich aus folgenden Beträgen zusammen: 

a) einem Betrag in Höhe des Weltmarktpreises 
der Futtergetreidemenge, die für die Erzeu- 
gung von einem Kilogramm Eier in der Schale 
in dritten Ländern erforderlich ist, 

b) einem Pauschbetrag, der die übrigen Futter- 
kosten sowie die allgemeinen Erzeugungs- 
und Vermarktungskosten umfaßt. 

Der Weltmarktpreis der Futtergetreidemenge 
wird vierteljährlich auf der Grundlage der 
Preise dieser Getreidesorten für den Zeitraum 
von sechs Monaten ermittelt, der dem Viertel- 
jahr vorausgeht, in dem der Einschleusungs- 
preis festgesetzt wird. 

Bei der Festsetzung des ab 1. November, 1. 
Februar und 1. Mai geltenden Einschleusungs- 
preises wird der Entwicklung der Futterge- 
treidepreise auf dem Weltmarkt jedoch nur 
Rechnung getragen, wenn der Preis der ge- 
nannten Menge gegenüber dem für die Be- 
rechnung des Einschleusungspreises für das 
vorherige Vierteljahr herangezogenen Preis 
eine Mindestabweichung aufweist. Die bei 
der Festsetzung des unter Buchstabe b ge- 
nannten Pauschbetrages verwendeten Anga- 
ben werden mindestens einmal jährlich über- 
prüft. 

3. Der Einschleusungspreis für Bruteier wird nach 
der gleichen Methode berechnet wie der Ein- 
schleusungspreis für Eier in der Schale; der Welt- 
marktpreis der Futtergetreidemenge ist jedoch 
der Preis der für die Erzeugung von einem Brutei 
in dritten Ländern erforderlichen Menge, und der 
Pauschbetrag ist der Betrag, der die übrigen Fut- 
terkosten sowie die allgemeinen Erzeugungs- 
und Vermarktungskosten für ein Brutei umfaßt. 

4. Die Einschleusungspreise für die in Artikel 1 
Absatz 1 Buchstabe b genannten Erzeugnisse 
werden vom Einschleusungspreis für Eier in der 
Schale abgeleitet, und zwar unter Berücksichti- 
gung der Wertminderung des Grundstoffs, der 
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für diese Erzeugnisse gemäß Artikel 5 Absatz 2 
festgesetzten Koeffizienten sowie eines nach dem 
Verfahren des Artikels 17 festgesetzten Pausch- 
betrages für die allgemeinen Erzeugungs- und 
Vermarktungskosten. 

5. Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit die Durchführungsvor- 
schriften zu diesem Artikel. 

Artikel 8 

1. Fällt der Angebotspreis frei Grenze für ein Er- 
zeugnis unter den Einschleusungspreis, so wird 
die Abschöpfung auf dieses Erzeugnis um einen 
Zusatzbetrag erhöht, der gleich dem Unterschied 
zwischen dem Einschleusungspreis und dem An- 
gebotspreis frei Grenze ist. 

2. Dieser Zusatzbetrag entfällt jedoch gegenüber 
denjenigen dritten Ländern, die bereit und in der 
Lage sind, die Garantie zu übernehmen, daß der 
tatsächliche Preis bei der Einfuhr von Erzeug- 
nissen mit Ursprung in und Herkunft aus ihrem 
Hoheitsgebiet in die Gemeinschaft nicht unter 
dem Einschleusungspreis des betreffenden Er- 
zeugnisses liegt und jede Verkehrsverlagerung 
vermieden wird. 

3. Der Angebotspreis frei Grenze wird für sämtliche 
Einfuhren aus allen dritten Ländern ermittelt. 

Erfolgen jedoch die Ausfuhren aus einem oder 
mehreren dritten Ländern zu anomal niedrigen 
Preisen, die unter den von den anderen dritten 
Ländern angewandten Preisen liegen, so wird 
ein zweiter Angebotspreis frei Grenze für Aus- 
fuhren aus diesen anderen Ländern ermittelt. 

4. Die Durchführungsvorschriften zu diesem Artikel 
werden nach dem Verfahren des Artikels 17 er- 
lassen. 

Nach demselben Verfahren werden gegebenen- 
falls die Zusatzbeträge festgesetzt. 

Artikel 9 

1. Um die Ausfuhr der in Artikel 1 Absatz 1 aufge- 
führten Erzeugnisse in dem darin genannten Zu- 
stand oder in Form der in der Anlage genannten 
Waren auf der Grundlage der Weltmarktpreise 
dieser Erzeugnisse zu ermöglichen, kann der Un- 
terschied zwischen diesen Preisen und den Prei- 
sen der Gemeinschaft, soweit erforderlich, durch 
eine Erstattung bei der Ausfuhr ausgeglichen 
werden. 

2. Die Erstattung ist für die gesamte Gemeinschaft 
gleich. Sie kann je nach Bestimmung oder Be- 
stimmungsgebiet unterschiedlich sein. 

Die festgesetzte Erstattung wird auf Antrag ge- 
währt. 

Bei der Festsetzung der Erstattung wird insbe- 
sondere der Notwendigkeit Rechnung getragen, 


zwischen der Verwendung der Grunderzeugnisse 
aus der Gemeinschaft im Hinblick auf die Aus- 
fuhr von Verarbeitungserzeugnissen nach dritten 
Ländern und der Verwendung der zum Verede- 
lungsverkehr zugelassenen Erzeugnisse dieser 
Länder ein Gleichgewicht herzustellen. 

Der Rat setzt auf Vorschlag der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit die Grundregeln für die 
Gewährung und die vorherige Festsetzung der 
Erstattungen bei der Ausfuhr sowie die Krite- 
rien für die Festsetzung des Erstattungsbetrages 
fest. 

Die Erstattungen werden in regelmäßigen Zeit- 
abständen nach dem Verfahren des Artikels 17 
festgesetzt. Die Kommission kann die Erstat- 
tungsbeträge, soweit erforderlich, zwischenzeit- 
lich auf Antrag eines Mitgliedstaates oder von 
sich aus ändern. 

3. Die Durchführungsvorschriften zu diesem Artikel 
werden nach dem Verfahren des Artikels 17 
festgelegt. 

Artikel 10 

Der Rat kann, soweit es für das reibungslose Funk- 
tionieren der gemeinsamen Marktorganisation für 
Eier erforderlich ist, auf Vorschlag der Kommission 
mit qualifizierter Mehrheit die Inanspruchnahme 
der Regelung des aktiven Veredelungsverkehrs für 
folgende Erzeugnisse ganz oder teilweise ausschlie- 
ßen: 

— für die in Artikel 1 Absatz 1 genannten Erzeug- 
nisse, die zur Herstellung von in Artikel 1 Ab- 
satz 1 Buchstabe b genannten Erzeugnisse be- 
stimmt sind, 

— und in besonderen Fällen für die in Artikel 1 Ab- 
satz 1 genannten Erzeugnisse, die zur Herstellung 
von in der Anlage genannten Waren bestimmt 
sind. 

Artikel 11 

1. Für die Tarifierung der unter diese Verord- 
nung fallenden Erzeugnisse gelten die Grund- 
regeln über die Auslegung und die besonderen 
Vorschriften über die Anwendung des Gemein- 
samen Zolltarifs; das Zolltarif Schema, das sich 
aus der Anwendung dieser Verordnung ergibt, 
wird in den Gemeinsamen Zolltarif übernom- 
men. 

2. Vorbehaltlich anderslautender Bestimmungen die- 
ser Verordnung oder vorbehaltlich einer vom Rat 
auf Vorschlag der Kommission mit qualifizier- 
ter Mehrheit beschlossenen Ausnahmen ist fol- 
gendes untersagt: 

— die Erhebung von Zöllen oder Abgaben glei- 
cher Wirkung, 

— die Anwendung von mengenmäßigen Be- 
schränkungen oder Maßnahmen gleicher Wir- 
kung. 


5 



Drucksache 712^52 


Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Als Maßnahme mit gleicher Wirkung wie eine 
mengenmäßige Beschränkung gilt unter anderem 
die Begrenzung der Erteilung von Einfuhr- und 
Ausfuhrlizenzen auf eine bestimmte Gruppe von 
Empfangsberechtigten. 

Artikel 12 

1. Wird der Markt in der Gemeinschaft für eines 
oder mehrere der in Artikel 1 Absatz 1 genann- 
ten Erzeugnisse auf Grund von Einfuhren oder 
Ausfuhren ernstlichen Störungen ausgesetzt oder 
von ernstlichen Störungen bedroht, die die Ziele 
des Artikels 39 des Vertrages gefährden könn- 
ten, so können im Handel mit dritten Ländern 
geeignete Maßnahmen angewandt werden, bis 
die tatsächliche oder die drohende Störung beho- 
ben ist. 

Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit die Durchführungsvor- 
schriften zu diesem Absatz fest und bestimmt, 
in welchen Fällen und innerhalb welcher Grenzen 
die Mitgliedstaaten Schutzmaßnahmen treffen 
können. 

2. Tritt die in Absatz 1 erwähnte Lage ein, so be- 
schließt die Kommission auf Antrag eines Mit- 
gliedstaates oder von sich aus die erforderlichen 
Maßnahmen; diese werden den Mitgliedstaaten 
mitgeteilt und sind unverzüglich anzuwenden. Ist 
die Kommission mit einem Antrag eines Mit- 
gliedstaates befaßt worden, so entscheidet sie 
hierüber 24 Stunden nach Eingang des Antrags. 

3. Jeder Mitgliedstaat kann die Maßnahme der 
Kommission binnen einer Frist von höchstens 
drei Arbeitstagen nach dem Tage ihrer Mittei- 
lung dem Rat vorlegen. Der Rat tritt unverzüg- 
lich zusammen. Er kann die betreffende Maß- 
nahme der Kommission mit qualifizierter Mehr- 
heit ändern oder aufheben. 

Artikel 13 

Zum freien Warenverkehr in der Gemeinschaft wer- 
den diejenigen der in Artikel 1 Absatz 1 genannten 
Waren nicht zugelassen, zu deren Herstellung oder 
Bearbeitung Erzeugnisse verwendet worden sind, 
welche nicht unter Artikel 9 Absatz 2 und Artikel 10 
Absatz 1 des Vertrages fallen. 

Artikel 14 

Um den Beschränkungen des freien Warenverkehrs 
Rechnung zu tragen, die sich aus der Anwendung 
von Maßnahmen zur Bekämpfung der Ausbreitung 
von Tierseuchen ergeben könnten, können Sonder- 
maßnahmen zur Stützung des von diesen Beschrän- 
kungen betroffenen Marktes nach dem Verfahren 
des Artikels 17 getroffen werden. Diese Maßnah- 
men dürfen nur in dem Umfang und für den Zeit- 
raum erlassen werden, die für die Stützung dieses 
Marktes unbedingt erforderlich sind. 


Artikel 15 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission teilen sich 
gegenseitig die zur Durchführung dieser Verord- 
nung erforderlichen Angaben mit. Die Einzelheiten 
der Mitteilung und der Bekanntgabe dieser Anga- 
ben werden nach dem Verfahren des Artikels 17 
festgelegt. 

Artikel 16 

1. Es wird ein Verwaltungsausschuß für Geflügel- 
fleisch und Eier - im folgenden „Ausschuß" ge- 
nannt - eingesetzt, der sich aus Vertretern der 
Mitgliedstaaten zusammensetzt und unter dem 
Vorsitz eines Vertreters der Kommission Zusam- 
mentritt. 

2. In diesem Ausschuß werden die Stimmen der 
Mitgliedstaaten nach Artikel 148 Absatz 2 des 
Vertrages gewogen. Der Vorsitzende nimmt an 
der Abstimmung nicht teil. 

Artikel 17 

1. Wird auf das in diesem Artikel festgelegte Ver- 
fahren Bezug genommen, so befaßt der Vorsit- 
zende entweder von sich aus oder auf Antrag des 
Vertreters eines Mitgliedstaates den Ausschuß. 

2. Der Vertreter der Kommission unterbreitet einen 
Entwurf der zu treffenden Maßnahmen. Der Aus- 
schuß nimmt zu diesen Maßnahmen innerhalb 
einer Frist, die der Vorsitzende entsprechend der 
Dringlichkeit der zu prüfenden Fragen bestim- 
men kann, Stellung. Die Stellungnahme kommt 
mit einer Mehrheit von einundvierzig Stimmen 
zustande. 

3. Die Kommission erläßt Maßnahmen, die sofort 
anwendbar sind. Entsprechen jedoch diese Maß- 
nahmen nicht der Stellungnahme des Ausschus- 
ses, so werden sie dem Rat von der Kommission 
alsbald mitgeteilt; in diesem Fall kann die Kom- 
mission die Anwendung der von ihr beschlosse- 
nen Maßnahmen bis zur Dauer von höchstens 
einem Monat nach dieser Mitteilung aussetzen. 

Der Rat kann mit qualifizierter Mehrheit binnen 
einer Frist von einem Monat anders entscheiden. 


Artikel 18 

Der Ausschuß kann jede andere Frage prüfen, die 
ihm der Vorsitzende von sich aus oder auf Antrag 
des Vertreters eines Mitgliedstaates vorlegt. 

Artikel 19 

Vorbehaltlich anderslautender Bestimmungen die- 
ser Verordnung sind die Artikel 92 bis 94 des Ver- 
trages auf die Erzeugung der in Artikel 1 Absatz 1 
genannten Erzeugnisse und den Handel mit diesen 
Erzeugnissen anwendbar. 


6 



Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/2952 


Artikel 20 

Bei der Durchführung dieser Verordnung ist zu- 
gleich den in den Artikeln 39 und 110 des Vertra- 
ges genannten Zielen in geeigneter Weise Rechnung 
zu tragen. 

Artikel 21 

Zur Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen 
trifft der Rat auf Vorschlag der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit gemäß Artikel 43 Absatz 2 
des Vertrages die notwendigen Maßnahmen, falls 
Italien Artikel 23 der Verordnung Nr. 120/67/EWG 
des Rates vom 13. Juni 1967 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Getreide in Anspruch 
nimmt. 

Artikel 22 

1. Die Verordnung Nr. 122/67/EWG des Rates vom 
13. Juni 1967 über die gemeinsame Marktorga- 


nisation für Eier 2), zuletzt geändert durch den 
Beschluß des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften vom 1. Januar 1973 zur Anpassung der 
Dokumente betreffend den Beitritt neuer Mit- 
gliedstaaten zu den Europäischen Gemeinschaf- 
ten ^), wird aufgehoben. 

2. Hinweise auf die auf Grund von Absatz 1 aufge- 
hobene Verordnung sind als auf diese Verord- 
nung bezogen anzusehen. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2269/67 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2301/67 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 2 
vom 1. Januar 1973, S. 1 


Anlage 


Nummer des 
Gemeinsamen 

Zolltarifs 

Bezeichnung der Erzeugnisse 

18.06 

Schokolade und andere kakaohaltige Lebensmittelzubereitungen 

19.03 

Teigwaren: 

A. Ei enthaltend 

19.08 

Feine Backwaren, auch mit beliebigem Gehalt an Kakao 

22.09 C 

Alkoholische Getränke: 

ex V. andere: 

— Ei- oder Eigelb enthaltend 

35.02 A 

Albumine: 

II. andere: 

ex a) Eieralbumine: 

1. getrocknet (in Blättern, Flocken, Kristallen, Pulver usw.) 

2. andere 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die gemeinsame 
Marktorganisation für Geflügelfleisch 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 42 und 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die grundlegenden Bestimmungen über die Markt- 
organisation für Geflügelfleisch sind seit ihrem Er- 
laß mehrmals geändert worden. Diese verschiedenen 
Fassungen sind wegen ihrer Zahl, ihrer Kompliziert- 
heit und ihrer Streuung über zahlreiche Amtsblätter 
schwer zu handhaben und es mangelt ihnen infolge- 
dessen an der für eine gesetzliche Regelung erfor- 
derlichen Klarheit. Daher empfiehlt sich ihre Kodi- 
fizierung. 

Mit dem Funktionieren und der Entwicklung des 
gemeinsamen Marktes für landwirtschaftliche Er- 
zeugnisse muß die Gestaltung einer gemeinsamen 
Agrarpolitik Hand in Hand gehen; sie muß insbeson- 
dere eine gemeinsame Organisation der Agrar- 
märkte umfassen, die je nach Erzeugnis verschie- 
dene Formen annehmen kann. 

Zweck der gemeinsamen Agrarpolitik ist es, die 
Ziele des Artikels 39 des Vertrages zu erreichen; 
um die Märkte zu stabilisieren und der landwirt- 
schaftlichen Bevölkerung eine angemessene Lebens- 
haltung zu gewährleisten, ist es insbesondere auf 
dem Sektor Geflügelfleisch erforderlich, daß Maß- 
nahmen getroffen werden können, die die Anpas- 
sung des Angebots an die Markterfordernisse er- 
leichtern sollen. 

Die Verwirklichung eines gemeinsamen Marktes 
für Geflügelfleisch in der Gemeinschaft erfordert die 
Einführung einer einheitlichen Handelsregelung an 
ihren Außengrenzen, die ein System von Abschöp- 
fungen und von Erstattungen bei der Ausfuhr um- 
faßt. 

Zur Erreichung dieses Zieles genügt es grundsätz- 
lich, daß auf die Einfuhren aus dritten Ländern Ab- 
schöpfungen erhoben werden, die der Auswirkung 
des Unterschieds zwischen den Futtergetreideprei- 
sen in der Gemeinschaft und auf dem Weltmarkt 
auf die Futterkosten sowie der Notwendigkeit eines 
Schutzes der Veredelungswirtschaft der Gemein- 
schaft Rechnung tragen. 

Es muß jedoch vermieden werden, daß der Markt 
der Gemeinschaft durch Weltmarktangebote zu 
anomal niedrigen Preisen gestört wird; es empfiehlt 
sich daher, Einschleusungspreise festzusetzen und 
die Abschöpfungen um einen Zusatzbetrag zu er- 


höhen, wenn die Angebotspreise frei Grenze unter 
diesen Preisen liegen. 

Die Möglichkeit, bei der Ausfuhr nach dritten Län- 
dern eine Erstattung in Höhe des Unterschieds zwi- 
schen den Preisen in der Gemeinschaft und auf dem 
Weltmarkt zu gewähren, bewirkt, daß die Beteili- 
gung der Gemeinschaft am internationalen Geflügel- 
fleischhandel sichergestellt wird. 

Um den Exporteuren der Gemeinschaft die Sta- 
bilität der Erstattung zu gewährleisten, ist die Mög- 
lichkeit für eine Vorausfestsetzung der Erstattungen 
auf dem Sektor Geflügelfleisch vorzusehen. 

Ergänzend zu dem obigen Erstattungssystem ist 
vorzusehen, daß, soweit die Marktlage es erfordert, 
die Inanspruchnahme des aktiven Veredelungsver- 
kehrs untersagt werden kann. 

Dank der Abschöpfungsregelung kann auf alle 
sonstigen Schutzmaßnahmen an den Außengrenzen 
der Gemeinschaft verzichtet werden; der Mechanis- 
mus der Abschöpfungen kann sich jedoch in Aus- 
nahmefällen als unzureichend erweisen; damit der 
Gemeinschaftsmarkt in solchen Fällen nicht ohne 
Schutz gegen daraus möglicherweise entstehende 
Störungen bleibt, nachdem die früheren Einfuhr- 
hemmnisse beseitigt worden sind, muß es der Ge- 
meinschaft ermöglicht werden, rasch alle erforder- 
lichen Maßnahmen zu treffen. 

Beschränkungen des freien Warenverkehrs infolge 
von Maßnahmen zur Bekämpfung der Ausbreitung 
von Tierkrankheiten können auf dem Markte eines 
oder mehrerer Mitgliedstaaten Schwierigkeiten her- 
vorrufen. Zur Abhilfe hiergegen ist die Möglichkeit 
vorzusehen, marktstützende Sondermaßnahmen an- 
zuwenden. 

Um die Durchführung der in Aussicht genomme- 
nen Bestimmungen zu erleichtern, ist ein Verfahren 
vorzusehen, durch das im Rahmen eines Verwal- 
tungsausschusses eine enge Zusammenarbeit zwi- 
schen den Mitgliedstaaten und der Kommission her- 
beigeführt wird. 

Die Verwirklichung eines Gemeinsamen Marktes 
würde durch die Gewährung gewisser Beihilfen in 
Frage gestellt werden. Daher empfiehlt es sich, daß 
die Bestimmungen des Vertrages, nach denen die 
von den Mitgliedstaaten gewährten Beihilfen beur- 
teilt und die mit dem Gemeinsamen Markt nicht zu 
vereinbarenden Beihilfen verboten werden können, 
auf den Sektor Geflügelfleisch angewandt werden. 

Die gemeinsame Marktorganisation für Geflügel- 
fleisch muß zugleich den in den Artikeln 39 und 110 
des Vertrages vorgesehenen Zielen in geeigneter 
Weise Rechnung tragen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
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Artikel 1 


1. Die gemeinsame Marktorganisation für Geflügel- 
fleisch findet auf nachstehende Erzeugnisse An- 
wendung: 


Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 

Bezeichnung des Erzeugnisses 

a) 

01.05 

Hausgeflügel (Hühner, Enten, Gän- 
se, Truthühner und Perlhühner), 
lebend 

b) 

02.02 

Hausgeflügel, nicht lebend, und ge- 
nießbarer Schlachtabfall, hiervon 
(ausgenommen Lebern), frisch, ge- 
kühlt oder gefroren 

C) 

02.03 

Geflügellebern, frisch, gekühlt, ge- 
froren, gesalzen oder in Salzlake 

d) 

02.05 

Schweinespeck, ausgenommen 
Schweinespeck mit mageren Teilen 
(durchwachsener Schweinespeck), 
Schweinefett und Geflügelfett, we- 
der ausgepreßt noch ausgeschmol- 
zen noch mit Lösungsmitteln ausge- 
zogen, frisch, gekühlt, gefroren, in 
Salzlake, getrocknet oder geräu- 
chert: 

C. Geflügelfett 

e) 

15.01 

Schweineschmalz, anderes Schwei- 
nefett und Geflügelfett, ausgepreßt, 
ausgeschmolzen oder mit Lösungs- 
mitteln ausgezogen: 

B. Geflügelfett 

f) 

16.02 B I 

Fleisch und Schlachtabfall, anders 
zubereitet oder haltbar gemacht, 
von Geflügel 

2. Im 

a) 

Sinne der Verordnung sind: 

„lebendes Geflügel": lebendes Hausgeflügel 
mit einem Stückgewicht von mehr als 185 
Gramm; 

b) 

„Küken": 

lebendes Hausgeflügel mit einem 


Stückgewicht von höchstens 185 Gramm; 

c) „geschlachtetes Geflügel": nicht lebendes 
Hausgeflügel, ganz, auch ohne Schlachtabfall; 

d) „abgeleitete Erzeugnisse": die folgenden Er- 
zeugnisse: 

1. Erzeugnisse im Sinne von Absatz 1 Buch- 
stabe a, ausgenommen Küken, 

2. als „Geflügelteile" bezeichnete Erzeugnis- 
se im Sinne von Absatz 1 Buchstabe b, 
ausgenommen geschlachtetes Geflügel und 
genießbarer Schlachtabfall, 


3. genießbarer Schlachtabfall im Sinne von 
Absatz 1 Buchstabe b, 

4. Erzeugnisse im Sinne von Absatz 1 Buch- 
staben d und e, 

5. Erzeugnisse im Sinne von Absatz 1 Buch- 
staben f und e; 

e) „Vierteljahr": ein Zeitraum von drei Mona- 
ten, beginnend am 1. Februar, 1. Mai, 1. Au- 
gust oder 1. November. 


Artikel 2 

1. Um ein eigenes Tätigwerden der beteiligten Be- 
rufsstände und -zweige zu fördern, die eine An- 
passung des Angebots an die Markterfordernisse 
erleichtern können, mit Ausnahme von auf den 
Abzug vom Markt zielenden Maßnahmen, kön- 
nen für die in Artikel 1 Absatz 1 genannten Er- 
zeugnisse folgende gemeinschaftliche Maßnah- 
men getroffen werden: 

— Maßnahmen zur Förderung einer besseren 
Organisation ihrer Erzeugung, Verarbeitung 
und Vermarktung, 

— Maßnahmen zur Verbesserung ihrer Qualität, 

— Maßnahmen, die die Aufstellung von kurz- 
oder langfristigen Vorausschätzungen auf 
Grund der Kenntnis der eingesetzten Produk- 
tionsmittel ermöglichen sollen, 

— Maßnahmen zur leichteren Feststellung der 
Marktpreisentwicklung. 

Die Grundregeln für diese Maßnahmen werden 
nach dem Verfahren des Artikels 43 Absatz 2 
des Vertrages erlassen. 

2. Vermarktungsnormen 

— werden für eines oder mehrere der in Arti- 
kel 1 Absatz 1 Buchstabe b genannten Erzeug- 
nisse erlassen, 

— können für die in Artikel 1 Absatz 1 Buchsta- 
ben a, c, d, e und f genannten Erzeugnisse 
erlassen werden. 

Diese Normen können insbesondere die Eintei- 
lung nach Güte- und Gewichtsklassen, die Ver- 
packung, die Einlagerung, die Beförderung, die 
Aufmachung und die Kennzeichnung betreffen. 

Die Normen, ihr Anwendungsbereich sowie die 
Grundregeln für ihre Anwendung werden vom 
Rat auf Vorschlag der Kommission mit qualifi- 
zierter Mehrheit festgelegt. 


Artikel 3 

Bei der Einfuhr der in Artikel 1 Absatz k genannten 
Erzeugnisse in die Gemeinschaft wird eine Abschöp- 
fung erhoben, die für jedes Vierteljahr im voraus 
nach dem Verfahren des Artikels 17 festgesetzt wird. 
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Artikel 4 

1. Die Abschöpfung auf geschlachtetes Geflügel 
setzt sich wie folgt zusammen: 

a) aus einem Teilbetrag in Höhe des Unter- 
schieds zwischen den Preisen in der Gemein- 
schaft und auf dem Weltmarkt für die Futter- 
getreidemenge, die in der Gemeinschaft zur 
Erzeugung von einem Kilogramm geschlach- 
tetem Geflügel der jeweiligen Art erforderlich 
ist. 

Die Futtergetreidepreise in der Gemeinschaft 
werden einmal jährlich für einen jeweils am 

1. August beginnenden Zeitraum von 12 Mo- 
naten nach Maßgabe der Schwellenpreise die- 
ser Getreidearten und ihrer monatlichen Zu- 
schläge ermittelt. 

Die Futtergetreidepreise auf dem Weltmarkt 
werden vierteljährlich auf der Grundlage der 
Preise dieser Getreidearten für den Zeitraum 
von 6 Monaten ermittelt, der dem Vierteljahr 
vorausgeht, in dem dieser Teilbetrag errech- 
net wird. 

Bei der Festsetzung der ab 1. November, 1. 
Februar und 1. Mai geltenden Abschöpfung 
wird der Entwicklung der Futtergetreide- 
preise auf dem Weltmarkt jedoch nur Rech- 
nung getragen, wenn gleichzeitig der Ein- 
schleusungspreis neu festgesetzt wird. 

b) aus einem Teilbetrag in Höhe von 7 v. H. 
des Durchschnitts der während der vier Vier- 
teljahre vor dem 1. Mai eines jeden Jahres 
geltenden Einschleusungspreise. 

Dieser Teilbetrag wird einmal jährlich für 
einen jeweils am 1. August beginnenden Zeit- 
raum von 12 Monaten festgesetzt. 

2. Die Abschöpfung auf Küken wird nach der glei- 
chen Methode errechnet wie die Abschöpfung auf 
geschlachtetes Geflügel. Die Futtergetreidemenge 
ist jedoch die für die Erzeugung von einem 
Küken in der Gemeinschaft erforderliche Menge; 
der Einschleusungspreis ist der Einschleusungs- 
preis für Küken. 

3. Der Rat, auf Vorschlag der Kommission und mit 
qualifizierter Mehrheit 

— bestimmt die für die Erzeugung von einem 
Kilogramm geschlachtetem Geflügel der jewei- 
ligen Art erforderliche Futtergetreidemenge 
und die für die Erzeugung von einem Küken 
erforderliche Futtergetreidemenge sowie den 
Prozentsatz der einzelnen in diesen Mengen 
enthaltenen Futtergetreidearten; 

— erläßt die Durchführungsvorschriften zu die- 
sem Artikel. 

Artikel 5 

1. Die Abschöpfung auf die in Artikel 1 Absatz 2 
Buchstabe d genannten Erzeugnisse wird von der 


Abschöpfung für geschlachtetes Geflügel nach 
Maßgabe des Gewichtsverhältnisses zwischen 
diesen verschiedenen Erzeugnissen und ge- 
schlachtetem Geflügel und, erforderlichenfalls, 
nach Maßgabe des durchschnittlichen Verhält- 
nisses zwischen ihrem Handelswert abgeleitet. 

2. Bei den Erzeugnissen der Tarifnummern 02.03, 
15.01 B und 16.02 B I des Gemeinsamen Zolltarifs, 
für die der Zollsatz im GATT konsolidiert wor- 
den ist, wird die Abschöpfung abweichend von 
Absatz 1 auf den Betrag beschränkt, der sich aus 
dieser Konsolidierung ergibt. 

3. Die Koeffizienten, die das in Absatz 1 genannte 
Verhältnis ausdrücken, werden nach dem Verfah- 
ren des Artikels 17 festgesetzt. Die für diese 
Festsetzung verwendeten Angaben werden min- 
destens einmal jährlich überprüft. 

Artikel 6 

Wird auf dem Markt der Gemeinschaft eine erheb- 
liche Preiserhöhung festgestellt und ist damit zu 
rechnen, daß diese Lage andauert und dadurch 
Marktstörungen auftreten oder aufzutreten drohen, 
so können die erforderlichen Maßnahmen ergriffen 
werden. 

Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit die Grundregeln für die An- 
wendung dieses Artikels. 

A r t i k e 1 ■ 7 

1. Nach dem Verfahren des Artikels 17 werden für 
jedes Vierteljahr im voraus Einschleusungspreise 
festgesetzt. 

2. Der Einschleusungspreis für geschlachtetes Ge- 
flügel setzt sich aus folgenden Beträgen zusam- 
men: 

a) einem Betrag in Höhe des Weltmarktpreises 
der Futtergetreidemenge, die für die Erzeu- 
gung von einem Kilogramm geschlachtetem 
Geflügel der einzelnen Arten in dritten Län- 
dern erforderlich, 

b) einem Pauschbetrag, der die übrigen Futter- 
kosten sowie die allgemeinen Erzeugungs- 
und Vermarktungskosten für die einzelnen 
Geflügelarten umfaßt. 

Der Weltmarktpreis der Futtergetreidemenge 
wird vierteljährlich auf der Grundlage der 
Preise dieser Getreidesorten für den Zeitraum 
von sechs Monaten ermittelt, der dem Viertel- 
jahr vorausgeht, in dem der Einschleusungs- 
preis festgesetzt wird. 

Bei der Festsetzung des ab 1. November, 1. 
Februar und 1. Mai geltenden Einschleusungs- 
preises wird der Entwicklung der Futterge- 
treidepreise auf dem Weltmarkt jedoch nur 
Rechnung getragen, wenn der Preis der ge- 
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nannten Menge gegenüber dem für die Be- 
rechnung des Einschlousungspreises für das 
vorherige Vierteljahr herangezogenen Preis 
eine Mindestabweichung aufweist. Die bei der 
Festsetzung des unter Buchstabe b genannten 
Pauschbetrags verwendeten Angaben werden 
mindestens einmal jährlich überprüft. 

3. Der Einschleusungspreis für Küken wird nach der 
gleichen Methode berechnet wie der Einschleu- 
sungspreis für geschlachtetes Geflügel; der Welt- 
marktpreis der Futtergetreidemenge ist jedoch 
der Preis der für die Erzeugung von einem 
Küken in dritten Ländern erforderlichen Menge, 
und der Pauschbetrag ist der Betrag, der die 
übrigen Futterkosten sowie die allgemeinen Er- 
zeugungs- und Vermarktungskosten für ein Küken 
umfaßt. Die Futtergetreidemenge und der Pausch- 
betrag sind für die einzelnen Arten gleich. 

4. Die Einschleusungspreise für die in Artikel 1 
Absatz 2 Buchstabe d genannten Erzeugnisse 
werden nach Maßgabe der für diese Erzeugnisse 
gemäß Artikel 5 Absatz 3 festgesetzten Koeffi- 
zienten vom Einschleusungspreis für geschlach- 
tetes Geflügel abgeleitet. 

5. Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit die Durchführungsvor- 
schriften zu diesem Artikel. 


Artikel 8 

1. Fällt der Angebotspreis frei Grenze für ein Er- 
zeugnis unter den Einschleusungspreis, so wird 
die Abschöpfung auf dieses Erzeugnis um einen 
Zusatzbetrag erhöht, der gleich dem Unterschied 
zwischen dem Einschleusungspreis und dem An- 
gebotspreis frei Grenze ist. 

2. Dieser Zusatzbetrag entfällt jedoch gegenüber 
denjenigen dritten Ländern, die bereit und in der 
Lage sind, die Garantie zu übernehmen, daß der 
tatsächliche Preis bei der Einfuhr von Erzeug- 
nissen mit Ursprung in und Herkunft aus ihrem 
Hoheitsgebiet in die Gemeinschaft nicht unter 
dem Einschleusungspreis des betreffenden Er- 
zeugnisses liegt und jede Verkehrsverlagerung 
vermieden wird. 

3. Der Angebotspreis frei Grenze wird für sämt- 
liche Einfuhren aus allen dritten Ländern ermit- 
telt. 

Erfolgen jedoch die Ausfuhren aus einem oder 
mehreren dritten Ländern zu anomal niedrigen 
Preisen, die unter den von den anderen dritten 
Ländern angewandten Preisen liegen, so wird 
ein zweiter Angebotspreis frei Grenze für Aus- 
fuhren aus diesen anderen Ländern ermittelt. 

4. Die Durchführungsvorschriften zu diesem Artikel 
werden nach dem Verfahren des Artikels 17 er- 
lassen. 


Nach demselben Verfahren werden gegebenen- 
falls die Zusatzbeträge festgesetzt. 

Artikel 9 

1. Um die Ausfuhr der in Artikel 1 Absatz 1 aufge- 
führten Erzeugnisse auf der Grundlage der Welt- 
marktpreise dieser Erzeugnisse zu ermöglichen, 
kann der Unterschied zwischen diesen Preisen 
und den Preisen der Gemeinschaft, soweit er- 
forderlich, durch eine Erstattung bei der Ausfuhr 
ausgeglichen werden. 

2. Die Erstattung ist für die gesamte Gemeinschaft 
gleich. Sie kann je nach Bestimmung oder Be- 
stimmungsgebiet unterschiedlich sein. 

Die festgesetzte Erstattung wird auf Antrag ge- 
währt. 

Bei der Festsetzung der Erstattung wird insbe- 
sondere der Notwendigkeit Rechnung getragen, 
zwischen der Verwendung der Grunderzeugnisse 
aus der Gemeinschaft im Hinblick auf die Aus- 
fuhr von Verarbeitungserzeugnissen nach dritten 
Ländern und der Verwendung der zum Verede- 
lungsverkehr zugelassenen Erzeugnisse dieser 
Länder ein Gleichgewicht herzustellen. 

Der Rat setzt auf Vorschlag der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit die Grundregeln für die 
Gewährung und die Vorausfestsetzung der Er- 
stattungen bei der Ausfuhr und die Kriterien 
für die Festsetzung des Erstattungsbetrages fest. 

Die Erstattungen werden in regelmäßigen Zeit- 
abständen nach dem Verfahren des Artikels 17 
festgesetzt. Die Kommission kann die Erstat- 
tungsbeträge, soweit erforderlich, zwischenzeit- 
lich auf Antrag eines Mitgliedstaates oder von 
sich aus ändern. 

3. Die Durchführungsvorschriften zu diesem Artikel 
werden nach dem Verfahren des Artikels 17 
festgelegt. 

Artikel 10 

Der Rat kann, soweit es für das reibungslose Funk- 
tionieren der gemeinsamen Marktorganisation für 
Geflügelfleisch erforderlich ist, auf Vorschlag der 
Kommission mit qualifizierter Mehrheit die Inan- 
spruchnahme der Regelung des aktiven Verede- 
lungsverkehrs für die in Artikel 1 Absatz 1 genann- 
ten Erzeugnisse, die zur Herstellung der in Artikel 1 
Absatz 1 genannten Erzeugnisse bestimmt sind, 
ganz oder teilweise ausschließen. 


Artikel 11 

1. Für die Tarifierung der unter diese Verordnung 
fallenden Erzeugnisse gelten die Grundregeln 
über die Auslegung und die besonderen Vor- 
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schritten über die Anwendung des Gemeinsamen 
Zolltarifs; das Zolltarifschema, das sich aus der 
Anwendung dieser Verordnung ergibt, wird in 
den Gemeinsamen Zolltarif übernommen. 

2. Vorbehaltlich anderslautender Bestimmungen 
dieser Verordnung oder vorbehaltlich einer vom 
Rat auf Vorschlag der Kommission mit qualifi- 
zierter Mehrheit beschlossenen Ausnahme ist fol- 
gendes untersagt: 

— die Erhebung von Zöllen oder Abgaben glei- 
cher Wirkung, 

— die Anwendung von mengenmäßigen Be- 
schränkungen oder Maßnahmen gleicher Wir- 
kung. 

Als Maßnahme mit gleicher Wirkung wie eine 
mengenmäßige Beschränkung gilt unter anderem 
die Begrenzung der Erteilung von Einfuhr- und 
Ausfuhrlizenzen auf eine bestimmte Gruppe von 
Empfangsberechtigten. 

Artikel 12 

1. Wird der Markt in der Gemeinschaft für eines 
oder mehrere der in Artikel 1 Absatz 1 genann- 
ten Erzeugnisse auf Grund von Einfuhren oder 
Ausfuhren ernstlichen Störungen ausgesetzt oder 
von ernstlichen Störungen bedroht, die die Ziele 
des Artikels 39 des Vertrages gefährden könnten, 
so können im Handel mit dritten Ländern geeig- 
nete Maßnahmen angewandt werden, bis die tat- 
sächliche oder die drohende Störung behoben 
ist. 

Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit die Durchführungsvor- 
schriften zu diesem Absatz fest und bestimmt, in 
welchen Fällen und innerhalb welcher Grenzen 
die Mitgliedstaaten Schutzmaßnahmen treffen 
können. 

2. Tritt die in Absatz 1 erwähnte Lage ein, so be- 
schließt die Kommission auf Antrag eines Mit- 
gliedstaates oder von sich aus die erforderlichen 
Maßnahmen; diese werden den Mitgliedstaaten 
mitgeteilt und sind unverzüglich unzuwenden. Ist 
die Kommission mit einem Antrag eines Mit- 
gliedstaates befaßt worden, so entscheidet sie 
hierüber innerhalb von 24 Stunden nach Eingang 
des Antrags. 

3. Jeder Mitgliedstaat kann die Maßnahme der 
Kommission binnen einer Frist von höchstens 
drei Arbeitstagen nach dem Tag ihrer Mitteilung 
dem Rat vorlegen. Der Rat tritt unverzüglich zu- 
sammen. Er kann die betreffende Maßnahme der 
Kommission mit qualifizierter Mehrheit ändern 
oder aufheben. 

Artikel 13 

Zum freien Warenverkehr in der Gemeinschaft wer- 
den diejenigen der in Artikel 1 Absatz 1 genann- 


ten Waren nicht zugelassen, zu deren Herstellung 
oder Bearbeitung Erzeugnisse verwendet worden 
sind, welche nicht unter Artikel 9 Absatz 2 und Ar- 
tikel 10 Absatz 1 des Vertrages fallen. 

Artikel 14 

Um den Beschränkungen des freien Warenverkehrs 
Rechnung zu tragen, die sich aus der Anwendung 
von Maßnahmen zur Bekämpfung der Ausbreitung 
von Tierseuchen ergeben könnten, können Sonder- 
maßnahmen zur Stützung des von diesen Beschrän- 
kungen betroffenen Marktes nach dem Verfahren 
des Artikels 17 getroffen werden. Diese Maßnahmen 
dürfen nur in dem Umfang und für den Zeitraum 
erlassen werden, die für die Stützung dieses Mark- 
tes unbedingt erforderlich sind. 

Artikel 15 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission teilen sich 
gegenseitig die zur Durchführung dieser Verord- 
nung erforderlichen Angaben mit. Die Einzelheiten 
der Mitteilung und der Bekanntgabe dieser Angaben 
werden nach dem Verfahren des Artikels 17 festge- 
legt. 

Artikel 16 

1. Es wird ein Verwaltungsausschuß für Geflügel- 
fleisch und Eier ~ im folgenden „Ausschuß" ge- 
nannt - eingesetzt, der sich aus Vertretern der 
Mitgliedstaaten zusammensetzt und unter dem 
Vorsitz eines Vertreters der Kommission Zusam- 
mentritt. 

2. In diesem Ausschuß werden die Stimmen der 
Mitgliedstaaten nach Artikel 148 Absatz 2 des 
Vertrages gewogen. Der Vorsitzende nimmt an 
der Abstimmung nicht teil. 

Artikel 17 

1. Wird auf das in diesem Artikel festgelegte Ver- 
fahren Bezug genommen, so befaßt der Vorsit- 
zende entweder von sich aus oder auf Antrag 
des Vertreters eines Mitgliedstaates den Aus- 
schuß. 

2. Der Vertreter der Kommission unterbreitet einen 
Entwurf der zu treffenden Maßnahmen. Der Aus- 
schuß nimmt zu diesen Maßnahmen innerhalb 
einer Frist, die der Vorsitzende entsprechend der 
Dringlichkeit der zu prüfenden Fragen bestim- 
men kann, Stellung. Die Stellungnahme kommt 
mit einer Mehrheit von einundvierzig Stimmen 
zustande. 

3. Die Kommission erläßt Maßnahmen, die sofort 
anwendbar sind. Entsprechen jedoch diese Maß- 
nahmen nicht der Stellungnahme des Ausschus- 
ses, so werden sie dem Rat von der Kommis- 
sion alsbald mitgeteilt; in diesem Fall kann die 
Kommission die Anwendung der von ihr be- 
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schlossenen Maßnahmen bis zur Dauer von höch- 
stens einem Monat nach dieser Mitteilung aus- 
setzen. 

Der Rat kann mit qualifizierter Mehrheit binnen 
einer Frist von einem Monat anders entscheiden. 

Artikel 18 

Der Ausschuß kann jede andere Frage prüfen, die 
ihm der Vorsitzende von sich aus oder auf Antrag 
des Vertreters eines Mitgliedstaates vorlegt. 

Artikel 19 

Vorbehaltlich anderslautender Bestimmungen die- 
ser Verordnung sind die Artikel 92 bis 94 des Ver- 
trages auf die Erzeugung der in Artikel 1 Absatz 1 
genannten Erzeugnisse und den Handel mit diesen 
Erzeugnissen anwendbar. 

Artikel 20 

Bei der Durchführung dieser Verordnung ist zugleich 
den in den Artikeln 39 und 110 des Vertrages ge- 
nannten Zielen in geeigneter Weise Rechnung zu 
tragen. 

Artikel 21 

Zur Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen 
trifft der Rat auf Vorschlag der Kommission mit 


qualifizierter Mehrheit notwendige Maßnahmen, 
falls Italien Artikel 23 der Verordnung Nr. 120/67/ 
EWG des Rates vom 13. Juni 1967 über die gemein- 
same Marktorganisation für Getreide in Anspruch 
nimmt. 

Artikel 22 

1. Die Verordnung Nr. 123/67/EWG des Rates vom 
13. Juni 1967 über die gemeinsame Marktorgani- 
sation für Geflügelfleisch^), zuletzt geändert 
durch den Beschluß des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften vom 1. Januar 1973 zur Anpas- 
sung der Dokumente betreffend den Beitritt neuer 
Mitgliedstaaten zu den Europäischen Gemein- 
schaften^), wird aufgehoben. 

2. Hinweise auf die auf Grund von Absatz 1 auf- 
gehobenen Verordnung sind als auf diese Ver- 
ordnung bezogen anzusehen. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2269/67 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2301/67 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 2 
vom 1. Januar 1973, S. 1 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Grundregeln für die 
Gewährung von Erstattungen bei der Ausfuhr von Geflügelfleisch und über die 
Festsetzung des Erstattungsbetrags 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr des Rates 

vom über die Gemeinsame Marktorgani- 

sation für Geflügelfleisch^), insbesondere auf Arti- 
kel 9, Absatz 2, Unterabsatz 4, 

auf Vorschlag der Kommisison, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Erstattungen bei der Ausfuhr der Erzeugnisse, 
die der gemeinsamen Marktorganisation für Geflü- 
gelfleisch unterliegen, sind nach bestimmten Krite- 
rien festzusetzen, die es ermöglichen, den Unter- 
schied zwischen den Preisen dieser Erzeugnisse in 
der Gemeinschaft und auf dem Weltmarkt zu. decken ^ 
hierzu ist es in bezug auf diese Erzeugnisse erforder- 
lich, daß die Versorgungslage und die Preise in der 
Gemeinschaft und die Preissituation auf dem Welt- 
markt beachtet werden. Es ist erforderlich, außer- 
dem den Unterschied zwischen den in der Gemein- 
schaft und den auf dem Weltmarkt geltenden Preisen 
für die Futtergetreidemenge Rechnung zu tragen, die 
für die Erzeugung von einem Kilogramm geschlach- 
tetem Geflügel sowie für die Erzeugung von einem 
Küken erforderlich ist; für die in Artikel 1 Absatz 1 

Buchstabe d der Verordnung Nr genannten 

Erzeugnisse ist es angebracht, die Koeffizienten zu 
berücksichtigen, die in Artikel 5 Absatz 3 der ge- 
nannten Verordnung aufgeführt sind. 

Die Beobachtung der Preisentwicklung macht es 
erforderlich, die Preise nach allgemeinen Grundsät- 
zen zu ermitteln; in bezug auf die Weltmarktpreise 
sind zu diesem Zweck die Preise auf den Märkten 
der dritten Länder und in den Bestimmungsländern 
sowie die in den dritten Ländern festgestellten Er- 
zeugerpreise und die Preise frei Grenze der Gemein- 
schaft zu berücksichtigen; in bezug auf die Preise in 
der Gemeinschaft ist es angebracht, sich in Ermange- 
lung repräsentativer Märkte für die Erzeugnisse 
des Geflügelfleischsektors auf die tatsächlichen Prei- 
se auf den verschiedenen Vermarktungsstufen und 
bei der Ausfuhr zu stützen. 

Es ist erforderlich, in Anbetracht der Entfernung 
der Märkte der Gemeinschaft von denen der Bestim- 
mungsländer sowie in Anbetracht der besonderen 
Einfuhrbedingungen einiger Bestimmungsländer eine 
Differenzierung des Erstattungsbetrags nach Bestim- 
mung oder Bestimmungsgebieten vorzusehen. 

Um den Exporteuren der Gemeinschaft eine ge- 
wisse Stabilität des Erstattungsbetrags zu gewähr- 


leisten und ihnen eine Gewißheit hinsichtlich der 
Liste der Erzeugnisse, für welche Erstattungen ge- 
währt werden, zu geben, ist es angebracht vorzu- 
sehen, daß diese Liste und die Beträge für einen ver- 
hältnismäßig langen Zeitraum gelten können; es 
empfiehlt sich ferner, Vorschriften für die Voraus- 
festsetzung der Ausfuhrerstattungen vorzusehen. 

Eine Vorausfestsetzung der Erstattungen ist nur 
in bestimmten Fällen erforderlich; daher sollte über 
den Gebrauch dieser Möglichkeit nach dem Verfah- 
ren des Artikels 17 der Verordnung Nr. 123/67/EWG 
entschieden werden. 

Bei der Vorausfestsetzung der Erstattungen sind 
Maßnahmen erforderlich, die in jedem Fall die Ab- 
wicklung der Ausfuhren in Übereinstimmung mit 
dem eingereichten Antrag sicherstellen; zu diesem 
Zweck sollte der Antragsteller eine Bescheinigung 
erhalten, in der die Abwicklung der Ausfuhren 
innerhalb eines bestimmten Zeitraums vorgesehen 
ist. 

Um Mißbräuche zu vermeiden, ist die Ausstel- 
lung dieser Bescheinigung von der Hinterlegung 
einer Kaution abhängig zu machen, die verfällt, 
wenn die Ausfuhr nicht während der Gültigkeit der 
Bescheinigung erfolgt. 

Die Erfahrung in den Sektoren mit einer gemein- 
samen Marktorganisation, in denen die Vorausfest- 
setzung der Erstattungen möglich ist, daß unter be- 
stimmten Umständen, insbesondere bei ungewöhn- 
lich starker Inanspruchnahme dieser Regelung durch 
die Interessenten, Schwierigkeiten auf den betreffen- 
den Markt zu befürchten sind. 

In einer solchen Lage müssen zur Abhilfe schnell 
entsprechende Maßnahmen ergriffen werden kön- 
nen; deshalb ist für die Kommission die Möglichkeit 
zu schaffen, solche Maßnahmen nach Stellungnahme 
des Verwaltungsausschusses oder in dringenden Fäl- 
len ohne dessen vorheriges Zusammentreten zu er- 
greifen. 

Um Wettbewerbsverzerrungen zwischen den ein- 
zelnen Händlern der Gemeinschaft zu verhindern, 
ist es erforderlich, daß die Verwaltungsbedingungen, 
denen sie unterliegen, in der ganzen Gemeinschaft 
gleich sind; die Gewährung eines Erstattungsbe- 
trags für aus Drittländern eingeführte Erzeugnisse 
des betreffenden Sektors scheint nicht begründet; 
die unter bestimmten Voraussetzungen erfolgende 
Erstattung der bei der Einfuhr erhobenen Abschöp- 
fung reicht aus, um diese Erzeugnisse wieder auf 
den Weltmarkt zu bringen - 

1) siehe Seite . . . dieses Amtsblattes 
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Diese Verordnung regelt die Festsetzung und die 
Gewährung der Erstattungen bei der Ausfuhr für 
die in Artikel 1 Absatz 1 der Verordnung Nr. 123/ 
67/EWG genannten Erzeugnisse. 

Artikel 2 

Die Erstattungen werden unter Berücksichtigung fol- 
gender Faktoren festgestellt: 

a) Lage und voraussichtliche Entwicklung 

— der Preise für die Erzeugnisse des Geflügel- 
fleischsektors und der verfügbaren Mengen 
auf dem Markt der Gemeinschaft, 

— der Preise für die Erzeugnisse des Geflügel- 
fleischsektors auf dem Weltmarkt; 

b) Erfordernis, Störungen zu verhindern, welche auf 
dem Markt der Gemeinschaft für längere Zeit 
ein Ungleichgewicht zwischen Angebot und Nach- 
frage nach sich ziehen könnten; 

c) wirtschaftliche Beurteilung der beabsichtigten 
Ausfuhren. 

Bei der Berechnung der Erstattung ist im übrigen bei 
den Erzeugnissen des Artikels 1 Absatz 1 der Ver- 
ordnung Nr. 123/67/EWG der Unterschied zwischen 
den in der Gemeinschaft und den auf dem Welt- 
markt geltenden Preisen der gemäß Artikel 4 Ab- 
satz 1 genannten Verordnung bestimmten Futter- 
getreidemenge zu berücksichtigen; bei abgeleiteten 
Erzeugnissen sind ferner die Koeffizienten zu be- 
rücksichtigen, die in Artikel 5 Absatz 3 der genann- 
ten Verordnung aufgeführt sind. 

Artikel 3 

1. Der Preis auf dem Markt der Gemeinschaft wird 
ermittelt unter Berücksichtigung 

a) der tatsächlichen Preise auf den verschiede- 
nen Vermarktungsstufen in der Gemeinschaft, 

b) der tatsächlichen Ausfuhrpreise, 

2. Der Preis auf dem Weltmarkt wird ermittelt 
unter Berücksichtigung 

a) der tatsächlichen Preise auf den Märkten der 
dritten Länder, 

b) der günstigen Einfuhrpreise in den Drittlän- 
dern (Bestimmungsländern) bei der Einfuhr 
aus dritten Ländern, 

c) der in ausführenden dritten Ländern festge- 
stellten Erzeugerpreise, gegebenenfalls unter 
Berücksichtigung der Subventionen, die von 
diesen Ländern gewährt werden, 

d) der Angebotspreise frei Grenze der Gemein- 
schaft. 


Artikel 4 

Für die in Artikel 1 Absatz 1 der Verordnung Nr. 
123,67/EWG genannten Erzeugnisse kann für die 
Gemeinschaft die Erstattung je nach der Bestim- 
mung oder dem Bestimmungsgebiet dieser Erzeug- 
nisse in unterschiedlicher Höhe festgesetzt werden, 
wenn die Weltmarktlage oder die besonderen Erfor- 
dernisse bestimmter Märkte dies notwendig machen. 

Artikel 5 

1. Die Liste der Erzeugnisse, für welche eine Erstat- 
tung bei der Ausfuhr gewährt wird, und der Be- 
trag dieser Erstattung werden mindestens alle 
drei Monate neu festgesetzt. 

2. Bei der Erstattung handelt es sich um die am 
Tag der Ausfuhr gültige Erstattung. 

3. Es kann jedoch beschlossen werden, daß die Er- 
stattung auf Antrag im voraus festgesetzt wird. 
In diesem Fall wird die Erstattung, die am Tage 
der Beantragung der Vorausfestsetzungsbeschei- 
nigung nach Artikel 6 gilt, auf Grund eines An- 
trags des Betreffenden, der vor 13.00 Uhr gleich- 
zeitig mit dem Antrag auf die Bescheinigung zu 
stellen ist, auf eine während der Geltungsdauer 
dieser Bescheinigung zu tätigenden Ausfuhr an- 
gewandt. 

4. Wenn bei der Prüfung der Marktlage Schwierig- 
keiten infolge der Anwendung der Bestimmun- 
gen über die Vorausfestsetzung der Erstattung 
gestellt werden oder wenn derartige Schwierig- 
keiten einzutreten drohen, so kann nach dem 
Verfahren des Artikels 17 der Verordnung Nr. 
123/67/EWG beschlossen werden, die Anwendung 
dieser Bestimmungen für den unbedingt erfor- 
derlichen Zeitraum auszusetzen. 

In Fällen äußerster Dringlichkeit kann die Kom- 
mission nach einer Prüfung der Lage auf Grund 
aller ihr zur Verfügung stehenden Angaben be- 
schließen, die Vorausfestsetzung für die Dauer 
von höchstens drei Arbeitstagen auszusetzen. 

Die in der Zeit der Aussetzung zusammen mit 
Anträgen auf Vorausfestsetzung eingereichten 
Anträge auf Bescheinigungen können nicht be- 
rücksichtigt werden. 

Artikel 6 

1. Die Gewährung der Erstattung zu den in Arti- 
kel 5 Absatz 3 vorgesehenen Bedingungen hängt 
von der Vorlage einer Vorausfestsetzungsbe- 
scheinigung ab, die die Mitgliedstaaten jedem 
Antragsteller ungeachtet seines Niederlassungs- 
ortes in der Gemeinschaft ausstellen. 

Die Bescheinigung gilt in der ganzen Gemein- 
schaft. 

2. Voraussetzung für die Ausstellung der Voraus- 
festsetzungsbescheinigung ist die Hinterlegung 


15 



Drucksache 7/2952 


Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


einer Kaution als Garantie für die Einhaltung 
der Verpflichtung, die betreffenden Ausfuhren 
während der Gültigkeitsdauer der Bescheinigung 
zu tätigen; diese Kaution verfällt ganz oder teil- 
weise, wenn diese Ausfuhren nicht oder nur teil- 
weise innerhalb dieser Frist durchgeführt wer- 
den. 

Artikel 7 

1. Die Erstattung wird gezahlt, wenn nachgewie- 
sen wird, 

— daß die Erzeugnisse aus der Gemeinschaft 
ausgeführt worden sind, und 

— daß es sich um Erzeugnisse mit Ursprung in 
der Gemeinschaft handelt, mit Ausnahme der 
Fälle, in denen Artikel 8 Anwendung findet. 

2. Bei Anwendung von Artikel 4 wird die Erstat- 
tung nach Maßgabe des Absatzes 1 gezahlt, so- 
fern nachgewiesen wird, daß das Erzeugnis die 
Bestimmung oder das Bestimmungsgebiet erreicht 
hat, für die die Erstattung festgesetzt worden 
ist. 

Abweichungen von dieser Vorschrift können je- 
doch nach dem Verfahren des Absatzes 3 vor- 
gesehen werden, sofern Bedingungen festgelegt 
werden, die gleichwertige Garantien bieten kön- 
nen. 

3. Ergänzende Vorschriften können nach dem Ver- 
fahren des Artikels 17 der Verordnung Nr 

erlassen werden. 


Artikel 8 

Keine Erstattung wird gewährt bei der Ausfuhr von 
in Artikel 1 Absatz 1 der Verordnung Nr ge- 

nannten Erzeugnissen, die aus Drittländern einge- 
führt und nach Drittländern wieder ausgeführt wer- 
den, wenn nicht der Ausführer nachweist, 

— daß das auszuführende Erzeugnis mit dem vor- 
her eingeführten Erzeugnis identisch ist, und 

— daß die Abschöpfung auf dieses Erzeugnis bei 
der Einfuhr erhoben worden ist. 

In diesem Fall ist die Erstattung für jedes Erzeugnis 
gleich der bei der Einfuhr erhobenen Abschöpfung, 
wenn diese niedriger ist als die am Ausfuhrtag an- 
zuwendende Erstattung; wenn die Abschöpfung bei 
der Einfuhr höher ist als die am Ausfuhrtag anzu- 
wendende Erstattung, ist die Erstattung gleich die- 
ser letzteren. 

Artikel 9 

1. Die Verordnung Nr, 176/67/EWG des Rates vom 
27. Juni 1967 über die Grundregeln für die Ge- 
währung von Erstattungen bei der Ausfuhr von 
Geflügelfleisch und über die Kriterien für die 
Festsetzung des Erstattungsbetrages ^), zuletzt ge- 
ändert durch die Verordnung Nr. (EWG) 2689/ 
72 ^), wird aufgehoben. 

2. Die Hinweise auf die gemäß Absatz 1 aufgeho- 
bene Verordnung sind als Hinweise auf diese 
Verordnung zu verstehen. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat, 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 130 
vom 28. Juni 1967, S. 2612/67 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 289 
vom 27. Dezember 1972, S. 41 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Grundregeln für die 
Gewährung von Erstattungen bei der Ausfuhr von Eiern und über die Kriterien für die 
Festsetzung des Erstattungsbetrags 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr des Rates 

vom über die gemeinsame Marktorganisation 

für Eier, insbesondere auf Artikel 9, Absatz 2, Unter- 
absatz 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Erstattungen bei der Ausfuhr der Erzeugnisse, 
die der gemeinsamen Marktorganisation für Eier 
unterliegen, sind nach bestimmten Kriterien festzu- 
setzen, die es ermöglichen, den Unterschied zwischen 
den Preisen dieser Erzeugnisse in der Gemeinschaft 
und auf dem Weltmarkt zu decken; hierzu ist es in 
bezug auf diese Erzeugnisse erforderlich, daß die 
Versorgungslage und die Preise in der Gemeinschaft 
und die Preissituation auf dem Weltmarkt beachtet 
werden. 

Es ist erforderlich, außerdem dem Unterschied zwi- 
schen den in der Gemeinschaft und den auf dem 
Weltmarkt geltenden Preisen für die Futtergetrei- 
demenge Rechnung zu tragen, die für die Erzeugung 
von einem Kilogramm Eiern in der Schale sowie für 
die Erzeugung von einem Brutei erforderlich ist. Für 
die in Artikel 1, Absatz 1, Buchstabe b der Verord- 
nung Nr genannten Erzeugnisse ist es ange- 

bracht, die Koeffizienten zu berücksichtigen, die in 
Artikel 5 Absatz 2 der genannten Verordnung auf- 
geführt sind. 

Die Beobachtung der Preisentwicklung macht es 
erforderlich, die Preise nach allgemeinen Grundsät- 
zen zu ermitteln. In bezug auf die Weltmarktpreise 
sind zu diesem Zweck die Preise auf den Märkten 
der dritten Länder und in den Bestimmungsländern 
sowie die in den dritten Ländern festgestellten Er- 
zeugerpreise und die Preise frei Grenze der Gemein- 
schaft zu berücksichtigen. In bezug auf die Preise in 
der Gemeinschaft ist es angebracht, sich in Erman- 
gelung repräsentativer Märkte für die Erzeugnisse 
des Eiersektors auf die tatsächlichen Preise auf den 
verschiedenen Vermarktungsstufen und bei der Aus- 
fuhr zu stützen. 

Es ist erforderlich, in Anbetracht der Entfernung 
der Märkte der Gemeinschaft von denen der Bestim- 
mungsländer sowie in Anbetracht der besonderen 
Einfuhrbedingungen einiger Bestimmungsländer eine 
Differenzierung des Erstattungsbetrags nach Bestim- 
mung oder Bestimmungsgebieten vorzusehen. 


Um den Exporteuren der Gemeinschaft eine ge- 
wisse Stabilität des Erstattungsbetrags zu gewähr- 
leisten und ihnen eine Gewißheit hinsichtlich der 
Liste der Erzeugnisse, für welche Erstattungen ge- 
währt werden, zu geben, ist es angebracht vorzu- 
sehen, daß diese Liste und die Beträge für einen 
verhältnismäßig langen Zeitraum gelten können, 
es empfiehlt sich ferner, Vorschriften für die Vor- 
ausfestsetzung der Ausfuhrerstattung vorzunehmen. 

Eine vorherige Festsetzung der Erstattungen ist 
nur in bestimmten Fällen erforderlich; es empfiehlt 
sich daher, nach dem Verfahren des Artikels 17 der 

Verordnung Nr über die Inanspruchnahme 

dieser Möglichkeit zu beschließen. 

Die vorherige Festsetzung der Erstattungen erfor- 
dert Maßnahmen, die in jedem einzelnen Fall die 
Durchführung der Ausfuhr entsprechend dem ge- 
stellten Antrag gewährleisten; zu diesem Zweck 
erscheint es angebracht, jedem Antragsteller eine 
Bescheinigung zu erteilen, in der die Durchführung 
der Ausfuhr innerhalb eines bestimmten Zeitraums 
vorgesehen ist. 

Um Mißbrauch zu vermeiden, ist die Erteilung 
dieser Bescheinigung von der Hinterlegung einer 
Kaution abhängig zu machen, die verfällt, wenn die 
Ausfuhr nicht während der Geltungsdauer der Be- 
scheinigung erfolgt. 

Die Erfahrung in den Sektoren mit einer gemein- 
samen Marktorganisation, in denen die Vorausfest- 
setzung der Erstattungen möglich ist, zeigt, daß 
unter bestimmten Umständen, insbesondere bei un- 
gewöhnlich starker Inanspruchnahme dieser Rege- 
lung durch die Interessenten, Schwierigkeiten auf 
dem betreffenden Markt zu befürchten sind. 

In einer solchen Lage müssen zur Abhilfe schnell 
entsprechende Maßnahmen ergriffen werden kön- 
nen; deshalb ist für die Kommission die Möglich- 
keit zu schaffen, solche Maßnahmen nach Stellung- 
nahme des Verwaltungsausschusses oder in dringen- 
den Fällen ohne dessen vorheriges Zusammentreten 
zu ergreifen. 

Um Wettbewerbsverzerrungen zwischen den ein- 
zelnen Händlern der Gemeinschaft zu verhindern, 
ist es erforderlich, daß die Verwaltungsbedingungen, 
denen sie unterliegen, in der ganzen Gemeinschaft 
gleich sind. Die Gewährung eines Erstattungsbetrags 
für aus Drittländern eingeführte und nach Drittlän- 
dern wieder ausgeführte Erzeugnisse des betreffen- 
den Sektors scheint nicht begründet; die unter be- 
stimmten Voraussetzungen erfolgende Erstattung 
der bei der Einfuhr erhobenen Abschöpfung reicht 
aus, um diese Erzeugnisse wieder auf den Welt- 
markt zu bringen - 
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Diese Verordnung regelt die Festsetzung und die 
Gewährung der Erstattungen bei der Ausfuhr für 

die in Artikel 1 Absatz 1 der Verordnung Nr 

genannten Erzeugnisse. 

Artikel 2 

Die Erstattungen werden unter Berücksichtigung fol- 
gender Faktoren festgesetzt: 

a) Lage und voraussichtliche Entwicklung der Preise 
für die Erzeugnisse des Eiersektors und der ver- 
fügbaren Mengen auf dem Markt der Gemein- 
schaft, 

b) Erfordernis, Störungen zu verhindern, welche auf 
dem Markt der Gemeinschaft für längere Zeit 
ein Ungleichgewicht zwischen Angebot und Nach- 
frage nach sich ziehen könnten, 

c) wirtschaftliche Beurteilung der beabsichtigten 
Ausfuhren. 

Bei der Berechnung der Erstattung ist im übrigen 
bei den Erzeugnissen des Artikels 1 Absatz 1 der 

Verordnung Nr der Unterschied zwischen 

den in der Gemeinschaft und den auf dem Welt- 
markt geltenden Preisen der gemäß Artikel 4 Ab- 
satz 1 der genannten Verordnung bestimmten Fut- 
tergetreidemenge zu berücksichtigen; bei abgelei- 
teten Erzeugnissen sind ferner die Koeffizienten zu 
berücksichtigen, die in Artikel 5 Absatz 2 der ge- 
nannten Verordnung aufgeführt sind. 

Artikel 3 

1. Der Preis auf dem Markt der Gemeinschaft wird 
ermittelt unter Berücksichtigung 

a) der tatsächlichen Preise auf den verschiede- 
nen Vermarktungsstufen in der Gemeinschaft, 

b) der tatsächlichen Ausfuhrpreise. 

2. Der Preis auf dem Weltmarkt wird ermittelt 
unter Berücksichtigung 

a) der tatsächlichen Preise auf den Märkten der 
dritten Länder, 

b) der günstigsten Einfuhrpreise in den Drittlän- 
dern (Bestimmungsländern) bei der Einfuhr 
aus dritten Ländern, 

c) der in den ausführenden dritten Ländern fest- 
gestellten Erzeugerpreise, gegebenenfalls un- 
ter Berücksichtigung der Subventionen, die 
von diesen Ländern gewährt werden, 

d) der Angebotspreis frei Grenze der Gemein- 
schaft. 

Artikel 4 

Für die in Artikel 1 Absatz 1 der Verordnung Nr. , . . 
genannten Erzeugnisse kann für die Gemeinschaft 


die Erstattung je nach der Bestimmung oder dem 
Bestimmungsgebiet dieser Erzeugnisse in unter- 
schiedlicher Höhe festgesetzt werden, wenn die 
Weltmarktlage oder die besonderen Erfordernisse 
bestimmter Märkte dies notwendig machen. 

Artikel 5 

1. Die Liste der Erzeugnisse, für welche eine Er- 
stattung bei der Ausfuhr gewährt wird, und der 
Betrag dieser Erstattung werden mindestens alle 
drei Monate neu festgesetzt. 

2. Es ist die Erstattung anzuwenden, die am Tag der 
Ausfuhr gilt. 

3. Es kann jedoch beschlossen werden, daß die 
Erstattung auf Antrag im voraus festgesetzt wird. 
In diesem Fall wird der Erstattungsbetrag, der 
am Tag der Einreichung des Antrags auf Ertei- 
lung der in Artikel 6 genannten Ausfuhrlizenz 
gilt, auf Grund eines vor 13 Uhr bei Beantra- 
gung der Ausfuhrlizenz zu stellenden Antrags 
auf die während der Geltungsdauer der Lizenz 
durchzuführende Ausfuhr angewandt. 

4. Wenn bei der Prüfung der Marktlage Schwierig- 

keiten infolge der Anwendung der Bestimmun- 
gen über die Vorausfestsetzung der Erstattung 
festgestellt werden oder wenn derartige Schwie- 
rigkeiten einzutreten drohen, kann nach dem Ver- 
fahren des Artikels 17 der Verordnung Nr 

die Anwendung der betreffenden Bestimmungen 
für den unbedingt erforderlichen Zeitraum ausge- 
setzt werden. 

In Fällen äußerster Dringlichkeit kann die Kom- 
mission nach Prüfung der Lage an Hand aller 
ihr zur Verfügung stehenden Angaben beschlie- 
ßen, die Vorausfestsetzung für die Dauer von 
höchstens drei Arbeitstagen auszusetzen. 

Anträge auf Lizenzen verbunden mit Anträgen 
auf Vorausfestsetzungen werden während der 
Dauer der Aussetzung nicht angenommen. 

Artikel 6 

1. Die Erstattung nach dem in Artikel 5 Absatz 3 
vorgesehenen Bedingungen wird auf Vorlage 
einer Vorausfestsetzungsbescheinigung gewährt, 
die die Mitgliedstaaten jedem Antragsteller un- 
abhängig vom Ort seiner Niederlassung in der 
Gemeinschaft ausstellen. Die Bescheinigung gilt 
in der ganzen Gemeinschaft. 

2. Die Erteilung der Vorausfestsetzungsbescheini- 
gung wird von der Hinterlegung einer Kaution 
abhängig gemacht, die sicherstellt, daß die be- 
treffende Ausfuhr während der Geltungsdauer 
der Bescheinigung durchgeführt wird, und die 
ganz oder teilweise verfällt, wenn diese Ausfuhr 
innerhalb dieser Frist nicht oder nur teilweise 
durchgeführt wird. 


18 



Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/2952 


Artikel 7 

1. Die Erstattung wird gezahlt, wenn nachgewiesen 
wird, 

— daß die Erzeugnisse aus der Gemeinschaft 
ausgeführt worden sind, und 

— daß es sich um Erzeugnisse mit Ursprung in 
der Gemeinschaft handelt, mit Ausnahme der 
Fälle, in denen Artikel 8 Anwendung findet. 

2. Bei Anwendung von Artikel 4 wird die Erstat- 
tung nach Maßgabe des Absatzes 1 gezahlt, so- 
fern nachgewiesen wird, daß das Erzeugnis die 
Bestimmung oder das Bestimmungsgebiet erreicht 
hat, für die Erstattung festgesetzt worden ist. 
Abweichungen von dieser Vorschrift können je- 
doch nach dem Verfahren des Absatzes 3 vorge- 
sehen werden, sofern Bedingungen festgelegt 
werden, die gleichwertige Garantien bieten kön- 
nen. 

3. Ergänzende Vorschriften können nach dem Ver- 
fahren des Artikels 17 der Verordnung Nr 

erlassen werden. 


Artikel 8 

Keine Erstattung wird gewährt bei der Ausfuhr von 
in Artikel 1 Absatz 1 der Verordnung Nr ge- 

nannten Erzeugnissen, die aus Drittländern einge- 
führt und nach Drittländern wieder ausgeführt wer- 
den, wenn nicht der Ausführer nachweist, 


— daß das auszuführende Erzeugnis mit dem vorher 
eingeführten Erzeugnis identisch ist, und 

— daß die Abschöpfung auf dieses Erzeugnis bei der 
Einfuhr erhoben worden ist. 

In diesem Fall ist die Erstattung für jedes Erzeugnis 
gleich der bei der Einfuhr erhobenen Abschöpfung, 
wenn diese niedriger ist als die am Ausfuhrtag an- 
zuwendende Erstattung; wenn die Abschöpfung bei 
der Einfuhr höher ist als die am Ausfuhrtag anzu- 
wendende Erstattung, ist die Erstattung gleich die- 
ser letzteren. 

Artikel 9 

1. Die Verordnung Nr. 175/67/EWG des Rates vom 
27. Juni 1967 über die Grundregeln für die Ge- 
währung von Erstattungen bei der Ausfuhr von 
Eiern und über die Kriterien für Festsetzung des 
Erstattungsbetrags ^), zuletzt geändert durch die 
Verordnung Nr. (EWG) 2683/72^), wird aufgeho- 
ben. 

2. Die Hinweise auf die gemäß Absatz 1 aufgeho- 
bene Verordnung sind als Flinweise auf diese 
Verordnung zu verstehen. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 130 
vom 28. Juni 1967, S. 2610/67 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 289 
vom 27. Dezember 1972, S. 33 


Reglement 122/61/EEG J.O. 117 


Modifications: — L 830/68 

dd. 28. 

6. 1968 

J.O. 

L 151 

— L 406/70 

dd. 6. 

3. 1970 

J.O. 

L 55 

— L 1261/71 

dd. 15. 

6. 1971 

J.O. 

L 132 

Reglement 123/69 EEG J.O. 117 





Modifications: — L 2727/71 

dd. 20. 

12. 1971 

J.O. 

L 282 

— L 2688/72 

dd. 12. 12. 1972 

J.O. 

L 289 

— L 1261/71 

dd. 15. 

6. 1971 

J.O. 

L 132 


Reglement 176/67/EEG J.O. 130 

Modifications: — L 2689/72 J.O. L 289/72 


Reglement 175/67/EEG J.O. 130 

Modifications: — L 437/70 

— L 2429/72 
— L 2683/72 


J.O. L 55 
J.O. L 264 
J.O. L 289 
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Begründung 


Betrifft: Kodifizierung der Verordnungen über die 
Marktorganisation im Eier- und Geflügel- 
fleischsektor. 

1. In ihrem Memorandum über die Anpassung der 
gemeinsamen Agrarpolitik hat die Kommission dem 
Rat ihre Ansicht mitgeteilt, daß „die Veröffent- 
lichung von Textsammlungen der für die gemein- 
same Agrarpolitik gültigen Rechtsakte wesentlich 
zur Übersichtlichkeit der gemeinschaftlichen Rechts- 
vorschriften beitragen und somit ihre Anwendung 
durch die betreffenden Behörden und Wirtschafts- 
kreise erleichtern können'' (Dok. KOM (73) 1850 
vom 31. Oktober 1973, Absatz 28). 

2. Seither hat sich das Europäische Parlament be- 
fürwortend zu den zu ergreifenden einschlägigen 
Maßnahmen geäußert (Entschließung vom 14. Fe- 
bruar 1974 - Dok. 332/74, (ASS 211) des Rates vom 
20. Februar 1974). 

3. Die gemeinsame Organisation der verschiede- 
nen Agrarmärkte ist hauptsächlich in sogenannten 
Grundverordnungen für die einzelnen Erzeugnisbe- 
reiche konkret formuliert. Die zur Zeit gültige älte- 
ste Grundverordnung geht auf das Jahr 1966 zurück. 
Diese Verordnungen sowie die wichtigsten vom Rat 
erlassenen Durchführungsbestimmungen mußten 
mehrfach geändert werden. Diese Änderungen erfol- 
gen in Form von entsprechenden Änderungsverord- 
nungen, die im Amtsblatt der Gemeinschaften zu 
Zeitpunkten veröffentlicht werden, bei denen der 
Tag ihrer Annahme bestimmend ist. Diese Ände- 
rungen sind daher über die ganze Amtsblattsamm- 
lung verstreut. 

4. Die für einen bestimmten Sektor geltende Reihe 
von Texten enthält unter anderem Änderungen, die 
aufgrund einer späteren Änderung oder Aufhebung 
gegenstandslos geworden sind, sowie vorüberge- 
hende Bestimmungen, deren Gültigkeitsdauer in der 
Zwischenzeit abgelaufen ist. 

5. Es ist nicht verwunderlich, daß angesichts der 
unter Punkt 3 und 4 beschriebenen Situation die Be- 


rufskreise große Schwierigkeiten beim Verständnis 
der gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften haben. Es 
wurde mehrfach, sowohl von seiten des Ausschus- 
ses der berufständischen landwirtschaftlichen Orga- 
nisationen der EWG als auch von den einzelstaat- 
lichen Organisationen gebeten, dem Wirrwarr der 
Bestimmungen, die zum Teil gegenstandslos gewor- 
den sind, ein Ende zu setzen und die gültigen Vor- 
schriften in einem einzigen Text zusammenzufassen 
oder neu zusammenzustellen. 

6. Auf dem Sektor Schweinefleisch ist diese Kodi- 
fizierung bereits in Angriff genommen worden. Am 

1974 übersandte die Kommission dem Rat 

einen diesbezüglichen Vorschlag (Dok ). 

Zweck der Bemühungen ist, die abgeänderten Rats- 
verordnungen zu einem zusammenhängenden Gan- 
zen zu verschmelzen und dabei die erforderlichen 
formellen Änderungen, jedoch keine sachlichen Än- 
derungen einzubauen. Dadurch soll a priori jede 
Erörterung des materiellen Inhalts der derzeit gel- 
tenden Bestimmungen ausgeschaltet werden, wenn 
der kodifizierte Text in Kraft gesetzt wird. Diese 
Vorlage wird dem Rat also in diesem Sinne und in 
diesem Rahmen unterbreitet. 

7. Der oben beschriebenen Leitlinie wurde auch an- 
läßlich der Kodifizierung auf dem Sektor Eier und 
Geflügel gefolgt. Auch dort hielt man sich mit der 
angewandten Methode an die vom Rat im Jahre 1972 
für den Sektor Obst und Gemüse angenommene 
Methode, die zum Erlaß der Verordnung (EWG) 
Nr. L 1035/72 ^) führte. Bei der Methode ist eine 
Anhörung des Europäischen Parlaments über die 
Grundverordnung nötig. Sie schließt die Suche nach 
einer schnelleren Methode, entsprechend dem Vor- 
schlag, den die Kommission dem Rat zu diesem 
Zweck unterbreitet hat, nicht aus. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 118 
vom 20. Mai 1972, S. 1 
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